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V e r o r d n u n g
zur Durchführung des Gebäudeenergiegesetzes 

und zur Änderung der Verordnung 
über Zuständigkeiten auf den Gebieten 

des Arbeitsschutz-, Immissionsschutz-, Sprengstoff-, 
Gentechnik- und Strahlenschutzrechts 

sowie in anderen Rechtsgebieten

Vom 26. August 2021

Aufgrund 

des § 94 Satz 1 und des § 101 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des Gebäude-
energiegesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728) und

der §§ 3 und 5 Abs. 1 Satz 1 des Niedersächsischen Gesetzes
über Verordnungen und Zuständigkeiten vom 22. Oktober 2014
(Nds. GVBl. S. 291), geändert durch Gesetz vom 17. Februar
2021 (Nds. GVBl. S. 65), 

wird verordnet:

Artikel 1

Niedersächsische Verordnung 
zur Durchführung des Gebäudeenergiegesetzes 

(NDVO-GEG)

§ 1

Zuständigkeiten

(1) Für die Aufgaben der zuständigen Behörde 

1. nach § 7 Abs. 3, § 78 Abs. 4, § 80 Abs. 1 Satz 4, § 92 Abs. 1
Satz 1 und Abs. 2 Sätze 1 und 2, § 95 Satz 1, § 96 Abs. 2
Satz 2, Abs. 5 Satz 3 und Abs. 6 Sätze 2 und 3, § 97 Abs. 3
Satz 2 und Abs. 4 Satz 2, § 102 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3
Satz 2 und § 103 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 und Abs. 4
Satz 2 sowie 

2. nach § 107 Abs. 5 und 7 Satz 2, jeweils auch in Verbindung
mit § 103 Abs. 4 Satz 3, 

des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) sind die Kommunen zu-
ständig, denen in Bezug auf das jeweilige Gebäude die Aufga-
ben der unteren Bauaufsichtsbehörden obliegen (§ 57 der Nie-
dersächsischen Bauordnung — NBauO).

(2) Obliegen dem Staatlichen Baumanagement Niedersach-
sen die Aufgaben des Bauherrn in Bezug auf Gebäude des
Bundes oder des Landes, so sind in Bezug auf diese Gebäude
dessen örtliche Dienststellen für die in Absatz 1 genannten
Aufgaben zuständig.

(3) Für die Aufgaben der Kontrollstelle nach § 99 GEG sind,
soweit nicht das Deutsche Institut für Bautechnik nach § 114
GEG zuständig ist,

1. das Landesamt für Bau und Liegenschaften in Bezug auf
die Gebäude des Bundes und die Gebäude des Landes, für
die dem Staatlichen Baumanagement Niedersachsen bei
der Baumaßnahme die Aufgaben des Bauherrn obliegen,
und 

2. im Übrigen die Landeshauptstadt Hannover im gesamten
Landesgebiet

zuständig.

(4) Die oberste Bauaufsichtsbehörde übt hinsichtlich der Er-
füllung der Aufgaben nach Absatz 3 Nr. 2 die Fachaufsicht
über die Landeshauptstadt Hannover aus.

§ 2

Nachweise für zu errichtende Gebäude

(1) 1Die Nachweise über

1. den sommerlichen Wärmeschutz (§ 14 GEG),

2. den Jahres-Primärenergiebedarf (§§ 15 und 18 GEG), 

3. den spezifischen, auf die wärmeübertragende Umfassungs-
fläche bezogenen Transmissionswärmeverlust (§ 16 GEG)
und

4. die mittleren Wärmedurchgangskoeffizienten der wärme-
übertragenden Umfassungsfläche (§ 19 GEG) 

müssen von einer Person erstellt sein, die nach § 53 Abs. 3 Nr. 1,
2 oder 3, Abs. 4 Nr. 2, 3 oder 4 oder Abs. 5 NBauO für die Er-
richtung des Gebäudes bauvorlageberechtigt ist oder nach § 65
Abs. 4 oder § 86 Abs. 5 NBauO Nachweise der Standsicher-
heit erstellen darf. 2Jeder Nachweis muss von der für seinen
Inhalt verantwortlichen Person im Fall der elektronischen
Übermittlung mit einer qualifizierten elektronischen Signatur
versehen und im Fall der Übersendung als Schriftstück unter
Angabe des Tages unterschrieben sein.

(2) Die Bauherrin oder der Bauherr hat die Nachweise nach
Absatz 1 Satz 1 für das Gebäude mindestens zehn Jahre lang
aufzubewahren und der Bauaufsichtsbehörde auf Verlangen
vorzulegen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Gebäude des Bun-
des oder eines Landes und nicht für Gebäude einer Kommune,
der Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbehörde obliegen.

§ 3

Erfüllungserklärung, 
Vorlage des Energiebedarfsausweises

(1) 1Die Erfüllungserklärung nach § 92 GEG ist gemäß den
Mustern der Anlagen 1 und 2 auszustellen. 2Zur Ausstellung
der Erfüllungserklärung sind die in § 2 Abs. 1 Satz 1 genann-
ten Personen berechtigt. 3Zur Ausstellung der Erfüllungserklä-
rung nach § 92 Abs. 2 Sätze 1 und 2 GEG ist auch berechtigt,
wer nach § 88 GEG zur Ausstellung eines Energieausweises
berechtigt ist. 4Die Erfüllungserklärung muss von der Ausstel-
lerin oder dem Aussteller im Fall der elektronischen Übermitt-
lung mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen
und im Fall der Übersendung als Schriftstück unter Angabe des
Tages unterschrieben sein.

(2) 1Die Bauherrin, der Bauherr, die Eigentümerin oder der
Eigentümer des Gebäudes hat der Bauaufsichtsbehörde die Er-
füllungserklärung und, soweit ein Energiebedarfsausweis nach
§ 80 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1 GEG auszustellen ist, den
Energiebedarfsausweis spätestens drei Monate nach Fertig-
stellung des Gebäudes vorzulegen. 2Die für den Energiebe-
darfsausweis erforderlichen Berechnungen sind beizufügen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Gebäude des Bun-
des oder eines Landes und nicht für Gebäude einer Kommune,
der Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbehörde obliegen.

Artikel 2

Änderung der Verordnung über Zuständigkeiten
auf den Gebieten des Arbeitsschutz-, Immissionsschutz-,

Sprengstoff-, Gentechnik- und Strahlenschutzrechts 
sowie in anderen Rechtsgebieten

Nummer 11.6 der Anlage (zu § 1 Abs. 1) der Verordnung
über Zuständigkeiten auf den Gebieten des Arbeitsschutz-,
Immissionsschutz-, Sprengstoff-, Gentechnik- und Strahlen-
schutzrechts sowie in anderen Rechtsgebieten vom 27. Oktober
2009 (Nds. GVBl. S. 374), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 20. Juli 2021 (Nds. GVBl. S. 547, 616), wird gestrichen.
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Artikel 3

Inkrafttreten

1Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Verordnung zur Durchführung der
Energieeinsparverordnung vom 18. August 2008 (Nds. GVBl.
S. 269), zuletzt geändert durch Verordnung vom 2. März 2018
(Nds. GVBl. S. 40), außer Kraft.

Hannover, den 26. August 2021

Die Niedersächsische Landesregierung

W e i l L i e s

Die Niedersächsische Staatskanzlei

In Vertretung des Staatssekretärs

D i c k e

Ministerialdirigentin
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Anlage 1
(zu Artikel 1 § 3 Abs. 1 Satz 1)

M u s t e r  

 

ERFÜLLUNGSERKLÄRUNG           für Neubauten        

nach § 92 Abs. 1 des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) 

Angaben zum Gebäude 

 

 

 

Gebäudetyp und 

Hauptnutzung 

 

  

  

Bauherrin, Bauherr,  

Eigentümerin oder Eigentümer 

  

  

Gebäudeadresse 

Datum der Fertigstellung und 

Aktenzeichen der Behörde nach  

§ 1 Abs. 1 NDVO-GEG (soweit vorhanden) 

 

 

 
 

Das fertiggestellte Gebäude hält die energetischen und technischen Anforderungen nach dem 

GEG ein. 
 

Der für das Gebäude ausgestellte Energiebedarfsausweis vom ___.___._______ und die 

zugrundeliegenden Berechnungen sind beigefügt. 
 

Das vereinfachte Verfahren für Wohngebäude kommt zur Anwendung. Die Anforderungen nach 

§ 31 in Verbindung mit Anlage 5 GEG werden eingehalten. 
 

Das vereinfachte Verfahren für Nichtwohngebäude kommt zur Anwendung. Die Anforderungen 

nach § 32 in Verbindung mit Anlage 6 GEG werden eingehalten. 
 

Das Nichtwohngebäude enthält Gebäudezonen mit mehr als 4 Metern Raumhöhe, die durch 

dezentrale Gebläse oder Strahlungsheizungen beheizt werden (§ 10 Abs. 4 GEG).  

§ 10 Abs. 2 Nr. 3 GEG ist für diese Gebäudezonen nicht anzuwenden. 
 

Der Wärme- oder Kältebedarf des Gebäudes wird durch gasförmige Biomasse nach § 22 Abs. 1 

Satz 1 Nrn. 2 oder 3 GEG gedeckt. Die Bescheinigung nach § 96 Abs. 6 GEG   

 

       ist beigefügt.         liegt bereits vor. 

 

Ausstellungsberechtigte Person nach § 3 Abs. 1 Satz 2 NDVO-GEG: 

Name, Vorname          

Adresse 

 

 

 

             ________________    _________________________ 

             Datum        Unterschrift  
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Anlage 2
(zu Artikel 1 § 3 Abs. 1 Satz 1)

M u s t e r  

 

ERFÜLLUNGSERKLÄRUNG 
nach § 92 Abs. 2 des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) 

für bestehende Gebäude  

oder  

für Erweiterung oder Ausbau 

bestehender Gebäude  

Angaben zum Gebäude 

    

Gebäudetyp und 

Hauptnutzung 

      

  

Bauherrin, Bauherr,  

Eigentümerin oder Eigentümer 

 

   

 

Gebäudeadresse 

     

  

Datum der Fertigstellung und  

Aktenzeichen der Behörde nach  

§ 1 Abs. 1 NDVO-GEG (soweit vorhanden) 

   

 

 

 

Das Gebäude bzw. die Räume halten die energetischen und technischen Anforderungen nach 

dem GEG ein. 
 

Für das Gebäude ist ein Energiebedarfsausweis erforderlich (§ 80 Abs. 2 GEG). Der ausgestellte 

Energiebedarfsausweis vom ___.___._______ und die zugrundeliegenden Berechnungen sind 

beigefügt. 
 

Es handelt sich um ein Wohngebäude mit nicht mehr als zwei Wohnungen.  

 

Ein informatorisches Beratungsgespräch nach § 48 Satz 3 mit einer nach § 88 GEG berechtigten 

Person 

 

     wurde durchgeführt.  

 

     wurde nicht durchgeführt, da das Beratungsgespräch nicht als einzelne Leistung   

     unentgeltlich angeboten wurde.  

 

Fehlende Angaben zu geometrischen Abmessungen des Gebäudes wurden durch das vereinfachte 

Aufmaß ermittelt (§ 50 Abs. 4 Satz 1 GEG). 

       Energetische Kennwerte für bestehende Bauteile und Anlagenkomponenten des Gebäudes liegen  

            nicht vor. Es wurden gesicherte Erfahrungswerte verwendet (§ 50 Abs. 4 Satz 2 GEG). 

 

             Für die Baumaßnahme ist kein Energieausweis erforderlich (§ 51 GEG).    

Die Erweiterung oder der Ausbau beträgt mehr als 50 Quadratmeter zusammenhängender 

Nutzfläche, der sommerliche Wärmeschutz nach § 14 GEG ist nachgewiesen (§ 51 Abs. 2 GEG). 

 

Ausstellungsberechtigte Person nach § 3 Abs. 1 Satz 2 oder 3 NDVO-GEG: 

Name, Vorname          

Adresse 

 

 

 

 

 

             ________________    _________________________ 

             Datum        Unterschrift 
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Niedersächsische Verordnung 
über den Zuschlag bei Ausschreibungen 

für Freiflächensolaranlagen in benachteiligten Gebieten 
(Niedersächsische Freiflächensolaranlagenverordnung —

NFSVO)

Vom 27. August 2021

Aufgrund des § 37 c Abs. 2 des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch
Artikel 11 des Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 3026),
wird verordnet:

§ 1

1Bei Zuschlagsverfahren für Solaranlagen gemäß § 37 c Abs. 1
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG 2021) darf die Bun-
desnetzagentur auch Gebote für Freiflächenanlagen im Sinne
des § 3 Nr. 22 EEG 2021 auf Flächen nach § 37 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. h und i EEG 2021 bezuschlagen. 2Wird durch einen
Zuschlag zu einem solchen Gebot in einem Kalenderjahr erst-
mals eine Zuschlagsgrenze von 150 Megawatt je Kalenderjahr
zu installierender Leistung für bezuschlagte Gebote nach Satz 1
erreicht oder überschritten, so dürfen in diesem Kalenderjahr
weitere Gebote nach Satz 1 nicht bezuschlagt werden.

§ 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 27. August 2021

Die Niedersächsische Landesregierung

W e i l L i e s
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V e r o r d n u n g
zur Durchführung des Niedersächsischen Gesetzes 

über Kindertagesstätten und Kindertagespflege
(DVO-NKiTaG)

Vom 27. August 2021

Aufgrund des § 40 Abs. 1 und 2 Nrn. 1 bis 4, 6 und 7 des
Niedersächsischen Gesetzes über Kindertagesstätten und Kin-
dertagespflege vom 7. Juli 2021 (Nds. GVBl. S. 470) wird ver-
ordnet:

I n h a l t s ü b e r s i c h t 

E r s t e r  T e i l

Kindertagesstätten 

E r s t e r  A b s c h n i t t

Räumlichkeiten, Außenflächen, 
Größe der Gruppen, Außenstellen

§ 1 Erforderliche Räumlichkeiten
§ 2 Größe des Gruppenraums
§ 3 Größe von Kindertagesstätten mit nur einer Gruppe mit nicht

mehr als zehn Kindern
§ 4 Außenfläche
§ 5 Bestandsschutz für räumliche Anforderungen und Außenflä-

chen
§ 6 Ausnahmen von Anforderungen für Räumlichkeiten und Außen-

flächen im Einzelfall 
§ 7 Größe der Gruppen
§ 8 Außenstellen

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Pädagogische Kräfte, andere geeignete Kräfte

§ 9 Leitung mehrerer Kindertagesstätten
§ 10 Abweichende Regelungen für Kleine Kindertagesstätten
§ 11 Wahrnehmung von Aufsichtspflichten durch andere geeignete

Personen 

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Besondere Regelungen für Waldkindergartengruppen

§ 12 Nutzung des Waldes und Räumlichkeiten
§ 13 Größe der Gruppe
§ 14 Kernzeit, Randzeit und personelle Mindestausstattung

V i e r t e r  A b s c h n i t t

Berechnung des zeitlichen Umfangs der Förderung
in Hortgruppen

§ 15 Berechnung des zeitlichen Umfangs der Förderung in Hortgrup-
pen

F ü n f t e r  A b s c h n i t t 

Integrative Förderung, besondere Regelungen
für integrative Gruppen

§ 16 Gemeinsame Förderung von Kindern mit und ohne Behinderung
§ 17 Besondere Regelungen für integrative Krippengruppen
§ 18 Besondere Regelungen für integrative Kindergartengruppen
§ 19 Besondere Regelungen für integrative altersstufenübergreifende

Gruppen
§ 20 Besondere Regelungen für integrative Kleine Kindertagesstätten

S e c h s t e r  A b s c h n i t t

Finanzhilfe

§ 21 Erhöhung der Finanzhilfe 
§ 22 Verfahren für die Finanzhilfe nach den §§ 24 bis 29 Abs. 1 NKiTaG
§ 23 Besondere Finanzhilfe für Sprachbildung und Sprachförderung
§ 24 Verfahren für die besondere Finanzhilfe für Sprachbildung und

Sprachförderung

Z w e i t e r  T e i l

Kindertagespflege

§ 25 Grundqualifizierung, Fortbildung und Weiterqualifizierung
von Kindertagespflegepersonen

§ 26 Berechnung der finanziellen Förderung nach § 35 Abs. 4 bis 6
NKiTaG

§ 27 Pauschalierte Finanzhilfe und weitere finanzielle Förderung
nach § 35 NKiTaG

D r i t t e r  T e i l

Bedarfsplanung

§ 28 Feststellungen nach § 21 Abs. 1 bis 3 NKiTaG
§ 29 Mitteilung nach § 21 Abs. 4 NKiTaG 

V i e r t e r  T e i l

Schlussvorschriften

§ 30 Finanzhilfe für Kinderspielkreise
§ 31 Inkrafttreten

E r s t e r  T e i l

Kindertagesstätten 

E r s t e r  A b s c h n i t t

Räumlichkeiten, Außenflächen, 
Größe der Gruppen, Außenstellen

§ 1

Erforderliche Räumlichkeiten

(1) 1Jede Kindertagesstätte muss über folgende Räumlichkei-
ten verfügen:

1. einen ausreichend großen Gruppenraum für jede gleich-
zeitig anwesende Gruppe, es sei denn, dass es sich um eine
Kindertagesstätte mit nur einer Gruppe mit nicht mehr
als zehn Kindern handelt, 

2. einen Ruheraum oder einen abgegrenzten Bereich zum
Ausruhen, der auch im Gruppenraum eingerichtet sein
kann,

3. je Gruppe, der mindestens ein Kind angehört, das das
dritte Lebensjahr vollendet hat, aber noch nicht einge-
schult ist (Kindergartenkind), einen Raum oder abgrenz-
baren Bereich, der für die Förderung einzelner Kinder
genutzt werden kann, wobei der abgrenzbare Bereich auch
im Gruppenraum eingerichtet werden kann,

4. bei einer Kindertagesstätte mit mehr als zwei gleichzeitig
anwesenden Gruppen neben dem Raum oder dem ab-
grenzbaren Bereich nach Nummer 3 einen Raum oder ei-
nen abgrenzbaren Bereich außerhalb der Gruppenräume,
der für unterschiedliche Angebote, insbesondere für Be-
wegungsangebote, genutzt werden kann, 

5. je Hortgruppe einen Raum für Tätigkeiten, die ungestört
nicht im Gruppenraum stattfinden können, wie zum Bei-
spiel das Erledigen von Hausaufgaben und kreatives Ge-
stalten,

6. mindestens einen altersgerechten Sanitärraum, je nach
Anzahl der geförderten Kinder in der Kindertagesstätte
auch mehrere altersgerechte Sanitärräume,

7. mindestens einen Garderobenbereich, je nach Anzahl der
geförderten Kinder in der Kindertagesstätte auch mehrere
Garderobenbereiche, außerhalb des Gruppenraums,

8. eine Küche, wobei bei einer Kindertagesstätte mit einer
Kernzeit von nicht mehr als sechs Stunden täglich oder
mit nur einer Gruppe, der nicht mehr als zehn Kinder an-
gehören, eine Teeküche ausreicht,
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9. einen Arbeitsraum für die Vor- und Nachbereitung der
pädagogischen Tätigkeit, der in einer Kindertagesstätte
mit nicht mehr als zwei Gruppen auch für das Erledigen
von Leitungsaufgaben genutzt werden kann, und

10. bei einer Kindertagesstätte mit mehr als zwei Gruppen
neben dem Arbeitsraum nach Nummer 9 einen Raum für
das Erledigen von Leitungsaufgaben.

2Beträgt die tägliche Kernzeit in einer Krippengruppe mehr als
sechs Stunden, so muss die Kindertagesstätte abweichend von
Satz 1 Nr. 2 einen separaten Ruheraum für diese Gruppe ha-
ben.

(2) 1Bei einer altersstufenübergreifenden Gruppe, der zu mehr
als einem Drittel Kinder angehören, die das dritte Lebensjahr
noch nicht vollendet haben (Krippenkinder), ist Absatz 1 Satz 2
entsprechend anzuwenden. 2Bei einer altersstufenübergreifen-
den Gruppe, der zu mehr als einem Drittel Kinder angehören,
die eingeschult sind (Hortkinder), ist Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 ent-
sprechend anzuwenden. 3Gehören der altersstufenübergrei-
fenden Gruppe zu weniger als einem Drittel Hortkinder an, so
ist je Hortkind ein Arbeitsplatz für das ungestörte Erledigen
der Hausaufgaben erforderlich.

(3) Die Nutzung der Räumlichkeiten einer Kindertagesstätte
für andere Zwecke als für die Bildung, Erziehung und Betreu-
ung von Kindern ist nur zulässig, wenn dies mit der Zweckbe-
stimmung vereinbar ist.

§ 2

Größe des Gruppenraums

(1) Der Gruppenraum muss

1. bei Krippengruppen eine Bodenfläche von mindestens 3 m²
je genehmigten Platz und

2. bei Kindergartengruppen und Hortgruppen eine Bodenflä-
che von mindestens 2 m² je genehmigten Platz

haben.

(2) 1Bei altersstufenübergreifenden Gruppen ist eine Boden-
fläche von mindestens 3 m2 je Kind im Gruppenraum erfor-
derlich, wenn mehr als die Hälfte der Kinder Krippenkinder
sind; mindestens 2 m2 sind ausreichend, wenn mindestens die
Hälfte der Kinder keine Krippenkinder sind. 2Abweichend von
Satz 1 Halbsatz 2 sind je Krippenkind mindestens 3 m2 erfor-
derlich, wenn mindestens drei Kinder Krippenkinder sind.

(3) In integrativen Gruppen (§ 16 Satz 1), in der mindestens
zwei Kinder mit Behinderung gefördert werden, für die ein
heilpädagogischer Förderbedarf von mindestens zehn Stunden
wöchentlich durch den örtlichen Träger festgestellt worden
ist, muss der Gruppenraum abweichend von Absatz 1 Nr. 2
und Absatz 2 eine Bodenfläche von mindestens 3 m2 je Kind
haben.

(4) Bei der Bemessung der Bodenfläche bleiben Raumteile
mit einer lichten Höhe bis 1,50 m außer Betracht.

§ 3

Größe von Kindertagesstätten mit nur einer Gruppe 
mit nicht mehr als zehn Kindern

1Eine Kindertagesstätte mit nur einer Gruppe mit nicht
mehr als zehn genehmigten Plätzen muss eine Bodenfläche
von mindestens 3 m² je genehmigten Platz haben. 2Bei der Be-
rechnung der Bodenfläche bleiben die Küche oder die Teekü-
che und der Sanitärraum außer Betracht. 

§ 4

Außenfläche

1Die nach § 5 Abs. 2 Satz 1 des Niedersächsischen Gesetzes
über Kindertagesstätten und Kindertagespflege (NKiTaG) er-
forderliche Außenfläche muss mindestens 12 m2 je gleichzei-

tig anwesendes Kind umfassen und an die Kindertagesstätte
unmittelbar angrenzen. 2Hat eine Kindertagesstätte eine Au-
ßenstelle (§ 8), so muss ein angemessener Teil der Außenflä-
che unmittelbar an die Außenstelle angrenzen. 3Die Erlaubnis
nach § 45 des Achten Buchs des Sozialgesetzbuchs (SGB VIII)
kann auch erteilt werden, wenn die Außenfläche die Anforde-
rungen nach Satz 1 oder 2 nicht erfüllt, weil diese nicht oder
nur mit unverhältnismäßigem Aufwand erfüllt werden kön-
nen. 4Eine nicht unmittelbar angrenzende Außenfläche muss
fußläufig in kurzer Zeit und gefahrlos erreichbar sein.

§ 5

Bestandsschutz für räumliche Anforderungen
und Außenflächen

1Die §§ 1 bis 4 gelten nicht für Kindertagesstätten, soweit
diese bereits vor dem 1. Januar 2002 rechtmäßig betrieben
worden sind, und nicht für Neu-, Um- oder Erweiterungsbau-
ten von Kindertagesstätten, für die vor dem 1. Januar 2002
eine Baugenehmigung erteilt worden ist. 2Räumlichkeiten, die
erstmals durch die Verordnung über Mindestanforderungen
an Kindertagesstätten vom 28. Juni 2002 (Nds. GVBl. S. 323),
geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 15. November
2004 (Nds. GVBl. S. 457), vorgeschrieben worden sind, aber
bereits am 1. Januar 2002 vorhanden waren, dürfen nicht er-
satzlos in einen Gruppenraum umgewandelt werden.

§ 6

Ausnahmen von Anforderungen für Räumlichkeiten 
und Außenflächen im Einzelfall

1Das Landesjugendamt kann auf Antrag im Einzelfall Aus-
nahmen von den Anforderungen der §§ 1 bis 4 und des § 5
Satz 2 zulassen, wenn der Anspruch auf Förderung nach § 24
Abs. 2 und 3 SGB VIII in Verbindung mit § 20 NKiTaG anders
nicht erfüllt werden kann. 2Es kann Ausnahmen von den An-
forderungen der §§ 1 bis 4 auf Antrag auch zulassen, wenn
dies der Erfüllung besonderer pädagogischer Ziele dient und
dem Zweck der Vorschrift in anderer Weise Rechnung getra-
gen wird.

§ 7

Größe der Gruppen

(1) 1Die Anzahl der Plätze beträgt

1. in Krippengruppen höchstens 15,

2. in Kindergartengruppen höchstens 25 und 

3. in Hortgruppen höchstens 20. 
2Gehören einer Krippengruppe mehr als sieben Kinder an, die
das zweite Lebensjahr noch nicht vollendet haben, so beträgt
die Anzahl der Plätze höchstens 12. 

(2) 1In einer altersstufenübergreifenden Gruppe beträgt die
Anzahl der Plätze 

1. höchstens 15, wenn

a) in der Gruppe die Teilgruppe der Krippenkinder die
größte Teilgruppe ist oder

b) in der Gruppe keine Kindergartenkinder und gleich
viele Krippenkinder und Hortkinder sind, 

und

2. höchstens 20, wenn in der Gruppe die Teilgruppe der
Hortkinder die größte Teilgruppe ist.

2Im Übrigen beträgt die Anzahl der Plätze in einer altersstu-
fenübergreifenden Gruppe höchstens 25; bei der Belegung der
Plätze ist jedes Krippenkind mit dem Faktor 2 und jedes Hort-
kind mit dem Faktor 1,5 zu zählen, wenn mehr als drei Kinder
keine Kindergartenkinder sind.

(3) Für die Randzeit gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend.
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(4) In einer Gruppe, der ausschließlich Schulkinder angehö-
ren, genügt es auch dann, dass eine pädagogische Fachkraft
und eine weitere geeignete Person regelmäßig tätig sind, wenn
der Gruppe nicht mehr als zwölf Kinder angehören und der
Gruppe ein Kind mit Behinderung, bei dem ein örtlicher Trä-
ger einen heilpädagogischen Förderbedarf von mindestens
zehn Stunden wöchentlich festgestellt hat, nicht angehört.

(5) Abweichend von Absatz 1 beträgt die Anzahl der Plätze
in einer Kleinen Kindertagesstätte im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 2
des Gesetzes über Tageseinrichtungen für Kinder (KiTaG) in
der Fassung vom 7. Februar 2002 (Nds. GVBl. S. 57), zuletzt
geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 10. Dezember
2020 (Nds. GVBl. S. 477), höchstens 10, in einer Hortgruppe
höchstens 12.

§ 8

Außenstellen

(1) 1Kindertagesstätten können mit zwei Standorten betrie-
ben werden (Hauptstandort und Außenstelle). 2Eine Außen-
stelle darf nicht mehr als eine Kernzeitgruppe umfassen. 3Eine
Außenstelle darf nur betrieben werden, wenn

1. sie in der Nähe des Hauptstandortes liegt,

2. sie die Anforderungen an die Räumlichkeiten nach § 1 er-
füllt, wobei der Raum nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 sowie
die Räume nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 9 und 10 in der Au-
ßenstelle nicht vorhanden sein müssen und eine Teeküche
ausreichend ist, wenn der Gruppe in der Außenstelle nicht
mehr als zehn Kinder angehören oder die Kernzeit dieser
Gruppe nicht mehr als vier Stunden täglich beträgt, und

3. sichergestellt ist, dass die Leitung der Kindertagesstätte
und die sonstigen pädagogischen Kräfte trotz der räumli-
chen Trennung von Hauptstandort und Außenstelle ihre
Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen können.

4Der Träger hat eine Konzeption vorzulegen, aus der sich er-
gibt, wie die Anforderung nach Satz 3 Nr. 3 erfüllt werden soll.

(2) 1Das Landesjugendamt kann die Erlaubnis nach § 45
SGB VIII mit Auflagen versehen, um sicherzustellen, dass die
Leitung der Kindertagesstätte und die sonstigen pädagogi-
schen Kräfte ihre Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen können.
2Es kann die Erlaubnis insbesondere mit der Auflage verse-
hen, dass der Träger die Leitungszeit zu erhöhen hat; es kann
eine Erhöhung um bis zu fünf Stunden wöchentlich verlan-
gen. 

(3) Absatz 1 findet auf Kindertagesstätten, die am 31. Juli
2021 über eine Erlaubnis nach § 45 SGB VIII für mehr als eine
Außenstelle oder für eine Außenstelle mit mehr als einer
Kernzeitgruppe verfügen, keine Anwendung.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Pädagogische Kräfte, andere geeignete Kräfte

§ 9 

Leitung mehrerer Kindertagesstätten

(1) 1Der Träger mehrerer Kindertagesstätten kann einer päd-
agogischen Fachkraft die Leitung von zwei Kindertagesstätten
übertragen. 2Die beiden Kindertagesstätten sollen zusammen
nicht mehr als fünf gleichzeitig anwesende Kernzeitgruppen
umfassen. 3Die Übertragung bedarf der Erlaubnis des Landes-
jugendamtes. 4Die Erlaubnis kann auf Antrag des Trägers er-
teilt werden, wenn

1. die pädagogische Fachkraft, der die Leitung übertragen
werden soll, über einschlägige Berufserfahrung von min-
destens zwei Jahren verfügt und an einer auf die Leitungs-
tätigkeit ausgerichteten Fortbildung teilgenommen hat,

2. sichergestellt ist, dass die Leitung der Kindertagesstätten
und die sonstigen pädagogischen Kräfte ihre Aufgaben in
beiden Kindertagesstätten ordnungsgemäß erfüllen können,
und

3. sichergestellt ist, dass die Leitung grundsätzlich an jedem
Arbeitstag in beiden Kindertagesstätten anwesend ist.

5Ist die Fortbildung nach Satz 4 Nr. 1 im Zeitpunkt der Ertei-
lung der Erlaubnis noch nicht absolviert worden, so erteilt das
Landesjugendamt die Erlaubnis mit der Auflage, dass die Fort-
bildung innerhalb eines Jahres nach Erteilung der Erlaubnis
nachzuholen ist. 6Mit dem Antrag hat der Träger eine Konzep-
tion vorzulegen, aus der sich ergibt, wie die Anforderungen
nach Satz 4 Nrn. 2 und 3 erfüllt werden sollen.

(2) 1Das Landesjugendamt kann die Erlaubnis mit Auflagen
versehen, um sicherzustellen, dass die Voraussetzungen nach
Absatz 1 Satz 4 Nrn. 2 und 3 erfüllt werden. 2Es kann die Er-
laubnis insbesondere mit der Auflage versehen, dass der Trä-
ger die Leitungszeit zu erhöhen hat; es kann eine Erhöhung
um bis zu fünf Stunden wöchentlich verlangen. 3Auflagen
können auch nachträglich erteilt werden.

§ 10

Abweichende Regelungen 
für Kleine Kindertagesstätten

(1) 1In einer Kleinen Kindertagesstätte im Sinne des § 1 Abs. 2
Nr. 2 KiTaG, in der ausschließlich Kinder bis zur Einschulung
gefördert werden, kann abweichend von § 11 Abs. 3 Satz 1
NKiTaG anstelle der pädagogischen Fachkraft eine Kinder-
pflegerin oder ein Kinderpfleger regelmäßig tätig sein. 2Dieser
oder diesem darf abweichend von § 10 Abs. 1 Satz 2 NKiTaG
die Leitung der Kleinen Kindertagesstätte und abweichend
von § 10 Abs. 2 NKiTaG die Leitung der Kernzeitgruppe über-
tragen werden. 

(2) Abweichend von § 12 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 4
NKiTaG beträgt die Leitungs- und Verfügungszeit in einer Klei-
nen Kindertagesstätte insgesamt mindestens fünf Stunden wö-
chentlich.

(3) Abweichend von § 11 Abs. 3 Satz 1 NKiTaG genügt es,
wenn die weitere geeignete Person nicht regelmäßig, sondern
überwiegend tätig ist.

§ 11

Wahrnehmung von Aufsichtspflichten 
durch andere geeignete Personen

(1) Im selben Zeitraum dürfen in der Kindertagesstätte nicht
mehrere andere geeignete Personen im Sinne des § 11 Abs. 6
NKiTaG mit der Wahrnehmung von Aufsichtspflichten be-
traut sein.

(2) 1Die Leitung der Kindertagesstätte hat die Betrauung ei-
ner anderen geeigneten Person mit der Wahrnehmung von
Aufsichtspflichten zu dokumentieren. 2Die Dokumentation ist
drei Jahre lang ab der Betrauung aufzubewahren.

(3) Die Betrauung einer anderen geeigneten Person mit der
Wahrnehmung von Aufsichtspflichten nach § 11 Abs. 6 Satz 1
NKiTaG ist nur an solchen Standorten nach § 8 Abs. 1 Satz 1
einer Kindertagesstätte zulässig, die mindestens zwei Kern-
zeitgruppen umfassen. 

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Besondere Regelungen für Waldkindergartengruppen

§ 12

Nutzung des Waldes und Räumlichkeiten

(1) 1Für den Betrieb einer Kindertagesstätte mit einer Kin-
dergartengruppe, in der Kinder ausschließlich im Wald im
Sinne des § 2 Abs. 3 und 4 des Niedersächsischen Gesetzes
über den Wald und die Landschaftsordnung gefördert werden
(Waldkindergartengruppe), ist eine Erlaubnis nach § 45 SGB
VIII nur zu erteilen, wenn der Träger berechtigt ist, mit der
Gruppe einen festgelegten Teil des Waldes zu nutzen. 2Die
Waldfläche, für die die Berechtigung zur Nutzung vorliegt, ist
in der Erlaubnis nach § 45 SGB VIII anzugeben.
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(2) 1Für die Waldkindergartengruppe finden die §§ 1 bis 4
keine Anwendung. 2Die Erlaubnis nach § 45 SGB VIII wird
nur erteilt, wenn auf der Waldfläche nach Absatz 1 ein be-
heizbarer Bauwagen, eine beheizbare Schutzhütte oder eine
sonstige beheizbare bauliche Anlage und eine Toilette zugäng-
lich sind sowie zum Aufenthalt bei witterungsbedingten Ge-
fahren ein dauerhaft mit dem Erdboden verbundenes Gebäu-
de zur Verfügung steht.

§ 13

Größe der Gruppe

Die Anzahl der Plätze in einer Waldkindergartengruppe be-
trägt abweichend von § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 höchstens 15.

§ 14

Kernzeit, Randzeit und personelle Mindestausstattung

(1) 1Die Kern- und Randzeit in einer Waldkindergartengruppe
beträgt insgesamt höchstens sechs Stunden täglich; die Rand-
zeit darf eine Stunde täglich nicht übersteigen. 2Bei einer
Kern- und Randzeit von insgesamt mehr als fünf Stunden täg-
lich muss die Kindertagesstätte den Kindern die Einnahme ei-
ner warmen Mahlzeit ermöglichen. 

(2) § 11 Abs. 1 Satz 3 NKiTaG gilt nicht für Waldkindergar-
tengruppen.

V i e r t e r  A b s c h n i t t

Berechnung des zeitlichen Umfangs 
der Förderung in Hortgruppen

§ 15

Berechnung des zeitlichen Umfangs 
der Förderung in Hortgruppen

(1) Die Kernzeit in Hortgruppen von mindestens 20 Wo-
chenstunden durchschnittlich im Kindergartenjahr nach § 1
Abs. 2 Satz 2 NKiTaG ist gewährleistet, wenn die Summe aus

1. der außerhalb der Schulferien regelmäßig angebotenen
Stunden der Förderung in der Woche einschließlich der
Stunden, die im Rahmen eines außerunterrichtlichen An-
gebots einer Schule im Primarbereich angeboten werden,
multipliziert mit 39,4 und

2. der während der Schulferien regelmäßig angebotenen
Stunden der Förderung in der Woche multipliziert mit der
Differenz aus 12,6 und 0,2 je Tag, an dem während der
Schulferien Förderung nicht angeboten wird und der kein
Samstag, Sonntag oder staatlich anerkannter Feiertag ist
(Schließtage),

geteilt durch die Differenz aus 52 und 0,2 je Schließtag mindes-
tens 20 ergibt.

(2) 1Wird in einer Hortgruppe aufgrund der Berechnung
nach Absatz 1 eine Kernzeit von mindestens 20 Wochenstun-
den durchschnittlich im Kindergartenjahr wegen der Schließ-
tage in den Schulferien nicht erreicht, so werden nur die über
20 Schließtage hinausgehenden Schließtage bei der Berech-
nung nach Absatz 1 berücksichtigt. 2Die Berechnung nach
Satz 1 darf letztmalig für das Kindergartenjahr 2023/2024 an-
gewendet werden.

F ü n f t e r  A b s c h n i t t

Integrative Förderung, besondere Regelungen
für integrative Gruppen

§ 16

Gemeinsame Förderung von Kindern 
mit und ohne Behinderung

1Die Erlaubnis für den Betrieb einer Kindertagesstätte, in
der mindestens ein Kind mit Behinderung, für das ein heil-
pädagogischer Förderbedarf von mindestens zehn Stunden

wöchentlich festgestellt worden ist, gemeinsam mit Kindern
ohne Behinderung in einer Kernzeitgruppe gefördert wird (in-
tegrative Gruppe), ist zu erteilen, wenn über die allgemeinen
Voraussetzungen des § 45 SGB VIII hinaus

1. die heilpädagogische Förderung in der integrativen Gruppe
und

2. die Fortbildung der pädagogischen Kräfte zur integrativen
Förderung 

sichergestellt ist. 2Die Erlaubnis nach § 45 SGB VIII wird nur
erteilt, wenn der Träger einer Kindertagesstätte, die Gemein-
de, in deren Gebiet die Kindertagesstätte liegt, der örtliche
Träger der Jugendhilfe und der örtliche Träger der Eingliede-
rungshilfe eine Vereinbarung über die Einrichtung und kon-
zeptionelle Ausgestaltung der integrativen Gruppe treffen, aus
der sich auch ergibt, wie die Anforderungen nach Satz 1 er-
füllt werden sollen.

§ 17

Besondere Regelungen 
für integrative Krippengruppen

(1) In einer integrativen Krippengruppe ist die heilpädago-
gische Förderung nach § 16 Satz 1 Nr. 1 sichergestellt, wenn
über die personelle Mindestausstattung nach § 11 NKiTaG
hinaus eine pädagogische Fachkraft nach § 9 Abs. 2 Nr. 6 oder 7
NKiTaG entsprechend dem in einer Leistungsvereinbarung
nach § 125 des Neunten Buchs des Sozialgesetzbuchs vorgese-
henen Umfang tätig ist. 

(2) Anstelle der pädagogischen Fachkraft nach § 9 Abs. 2
Nr. 6 oder 7 NKiTaG kann eine pädagogische Fachkraft nach
§ 9 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 NKiTaG tätig sein, die

1. eine heilpädagogische Qualifikation durch eine Weiterbil-
dung im Umfang von mindestens 260 Unterrichtsstunden
erworben hat, die hinsichtlich Zielsetzung und Inhalt den
Rahmenplan für die berufsbegleitende Weiterbildung „In-
tegrative Erziehung und Bildung in Tageseinrichtungen
für Kinder im Kontext inklusiver Bildungsprozesse“ des
für Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege zu-
ständigen Ministeriums (Fachministerium), im Internet ver-
öffentlicht unter www.mk.niedersachsen.de, zugrunde legt,
oder

2. mindestens drei Jahre lang Menschen mit Behinderungen
hauptberuflich betreut hat und bei Beginn der Tätigkeit an
einer Weiterbildung nach Nummer 1 teilnimmt.

(3) 1Stehen pädagogische Fachkräfte nach den Absätzen 1
und 2 auf dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung, so kann das
Landesjugendamt von den Anforderungen nach den Absätzen 1
und 2 auf Antrag des Trägers der Kindertagesstätte im Einzel-
fall Ausnahmen zulassen. 2Die Zulassung kann mit Nebenbe-
stimmungen versehen werden, die zur Sicherstellung der
heilpädagogischen Förderung nach § 16 Satz 1 Nr. 1 erforder-
lich sind.

(4) 1Die Verfügungszeit beträgt für alle pädagogischen Kräf-
te insgesamt mindestens elf Stunden wöchentlich je integrati-
ve Krippengruppe, in der mindestens zwei Kinder mit Behin-
derung im Sinne des § 16 Satz 1 gefördert werden. 2Zusätzlich
zur Leitungszeit nach § 12 Abs. 1 NKiTaG kann von der Ver-
fügungszeit nach Satz 1 eine Stunde für die Wahrnehmung
von Leitungsaufgaben verwendet werden.

(5) 1In einer integrativen Krippengruppe dürfen nicht mehr
als drei Kinder mit Behinderung im Sinne des § 16 Satz 1 ge-
fördert werden. 2Die Anzahl der Plätze beträgt in einer inte-
grativen Krippengruppe

1. höchstens 14, wenn der Gruppe ein Kind mit Behinderung
im Sinne des § 16 Satz 1 angehört,

2. höchstens 12, wenn der Gruppe zwei Kinder mit Behinde-
rung im Sinne des § 16 Satz 1 angehören, und
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3. höchstens 11, wenn der Gruppe 

a) drei Kinder mit Behinderung im Sinne des § 16 Satz 1
oder

b) zwei Kinder mit Behinderung im Sinne des § 16 Satz 1
und sieben Kinder, die das zweite Lebensjahr noch
nicht vollendet haben, 

angehören.

§ 18

Besondere Regelungen
für integrative Kindergartengruppen

(1) In einer integrativen Kindergartengruppe muss an min-
destens fünf Tagen in der Woche vormittags eine Kernzeit von
mindestens fünf Stunden angeboten werden.

(2) 1In einer integrativen Kindergartengruppe ist die heilpäd-
agogische Förderung nach § 16 Satz 1 Nr. 1 sichergestellt, wenn
über die personelle Mindestausstattung nach § 11 NKiTaG
hinaus eine pädagogische Fachkraft nach § 9 Abs. 2 Nr. 6 oder 7
NKiTaG 

1. mit mindestens zehn Stunden je Woche in der Kernzeit re-
gelmäßig tätig ist, wenn ein Kind mit Behinderung im Sinne
des § 16 Satz 1 in der Gruppe gefördert wird, und

2. während der gesamten Kernzeit regelmäßig tätig ist, wenn
mehr als ein Kind mit Behinderung im Sinne des § 16 Satz 1
in der Gruppe gefördert wird.

2§ 17 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

(3) 1Die Verfügungszeit beträgt für alle pädagogischen Kräfte
insgesamt mindestens 16 Stunden wöchentlich je integrative
Kindergartengruppe, in der mindestens zwei Kinder mit Be-
hinderung im Sinne des § 16 Satz 1 gefördert werden. 2Zu-
sätzlich zur Leitungszeit nach § 12 Abs. 1 NKiTaG können
von der Verfügungszeit nach Satz 1 bis zu zwei Stunden für
die Wahrnehmung von Leitungsaufgaben verwendet werden.

(4) 1In einer integrativen Kindergartengruppe dürfen nicht
mehr als vier Kinder mit Behinderung im Sinne des § 16 Satz 1
gefördert werden. 2Mit vorheriger Zustimmung des Landesju-
gendamtes dürfen im Einzelfall fünf Kinder mit Behinderung
im Sinne des § 16 Satz 1 für höchstens ein Kindergartenjahr
gefördert werden, wenn die Förderung aller Kinder in der
Gruppe sichergestellt bleibt. 

(5) Die Anzahl der Plätze in einer integrativen Kindergarten-
gruppe mit mehr als einem Kind mit Behinderung im Sinne
des § 16 Satz 1 soll mindestens 14 und darf höchstens 18 be-
tragen.

§ 19

Besondere Regelungen für integrative 
altersstufenübergreifende Gruppen

(1) Für integrative altersstufenübergreifende Gruppen ist

1. § 17 anzuwenden, wenn in der Gruppe die Teilgruppe der
Krippenkinder die größte Teilgruppe ist, und

2. § 18 anzuwenden, wenn in der Gruppe die Teilgruppe der
Kindergartenkinder die größte Teilgruppe ist. 

(2) 1Einer integrativen altersstufenübergreifenden Gruppe
nach Absatz 1 Nr. 2 dürfen nicht mehr als drei Krippenkinder
angehören. 2Gehört einer solchen Gruppe mehr als ein Kind
mit Behinderung im Sinne des § 16 Satz 1 an, so müssen min-
destens zwei dieser Kinder Kindergartenkinder sein.

§ 20

Besondere Regelungen 
für integrative Kleine Kindertagesstätten

In einer Kleinen Kindertagesstätte im Sinne des § 1 Abs. 2
Nr. 2 KiTaG, in der mindestens ein Kind mit Behinderung im

Sinne des § 16 Satz 1 gefördert wird und die weitere geeignete
Person nicht regelmäßig, sondern nur überwiegend tätig ist,
beträgt die Anzahl der Plätze höchstens neun, in einer Hort-
gruppe höchstens elf. 

S e c h s t e r  A b s c h n i t t

Finanzhilfe

§ 21

Erhöhung der Finanzhilfe 

(1) 1Für die Finanzhilfe nach den §§ 24 bis 29 Abs. 1
NKiTaG wird ab dem Kindergartenjahr 2022/2023 eine jähr-
lich um 1,5 Prozent gegenüber dem jeweiligen Vorjahr er-
höhte Jahreswochenstundenpauschale zugrunde gelegt. 2Die
Jahreswochenstundenpauschale wird auf volle Euro abgerun-
det.

(2) Für eine pädagogische Fachkraft nach § 10 Abs. 2 NKiTaG
als Leitung einer integrativen Krippengruppe wird der nach
§ 25 Abs. 1 NKitaG maßgebliche Finanzhilfesatz um 25 Pro-
zentpunkte erhöht, wenn mindestens zwei Kinder mit Behin-
derung im Sinne des § 16 Satz 1 gefördert werden.

(3) Für eine pädagogische Fachkraft nach § 10 Abs. 2 NKiTaG
als Leitung einer integrativen Kindergartengruppe wird der
nach § 26 Abs. 1 NKiTaG maßgebliche Finanzhilfesatz um
25 Prozentpunkte erhöht, wenn mindestens zwei Kinder mit
Behinderung im Sinne des § 16 Satz 1 gefördert werden.

(4) Für eine pädagogische Fachkraft nach § 10 Abs. 2 NKiTaG
als Leitung einer integrativen altersstufenübergreifenden Grup-
pe, in der ausschließlich Krippenkinder und Kindergartenkin-
der gefördert werden, wird der nach § 28 Abs. 1 NKiTaG
maßgebliche Finanzhilfesatz um 25 Prozentpunkte erhöht,
wenn mindestens zwei Kinder mit Behinderung im Sinne des
§ 16 Satz 1 gefördert werden.

(5) Für den Stichtag für die Ermittlung der Berechnungs-
grundlagen der zusätzlichen Finanzhilfe nach den Absätzen 2
bis 4 gilt § 24 Abs. 7 NKiTaG entsprechend.

§ 22

Verfahren für die Finanzhilfe 
nach den §§ 24 bis 29 Abs. 1 NKiTaG

(1) 1Der Antrag auf Finanzhilfe nach den §§ 24 bis § 29
Abs. 1 NKiTaG muss für jede Kindertagesstätte gesondert mit
den erforderlichen Angaben bis zum Ende des jeweiligen Kin-
dergartenjahres beim Landesjugendamt eingegangen sein (Aus-
schlussfrist). 2Der Antragsvordruck wird vom Landesjugendamt
in der Fachanwendung kita.web unter www.login.kita-nieder-
sachsen.de bereitgestellt.

(2) 1Das Landesjugendamt leistet, auch wenn ein Antrag auf
Finanzhilfe noch nicht gestellt ist, für die ersten sechs Monate
des laufenden Kindergartenjahres, im Kindergartenjahr 2021/
2022 für den gesamten Abrechnungszeitraum, monatliche
Abschlagszahlungen in Höhe der für den letzten Monat vor
Beginn des laufenden Kindergartenjahres für die Kindertages-
stätte gewährten Finanzhilfe. 2Bei Kindertagesstätten oder
Gruppen, die innerhalb des jeweiligen Kindergartenjahres vor
dem 1. Oktober den Betrieb neu aufnehmen, kann das Landes-
jugendamt auf Antrag für die ersten sechs Monate des laufen-
den Kindergartenjahres monatliche Abschlagszahlungen leis-
ten, auch wenn ein Antrag auf Finanzhilfe noch nicht gestellt
ist; bei der Bemessung der Abschlagszahlungen sind die An-
zahl der Kernzeitgruppen und die Dauer der Kern- und Rand-
zeiten zu berücksichtigen.

(3) Der Träger der Kindertagesstätte hat dem Landesjugend-
amt die Einstellung des Betriebes der Kindertagesstätte oder
einer Gruppe unverzüglich mitzuteilen.
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§ 23

Besondere Finanzhilfe 
für Sprachbildung und Sprachförderung

(1) 1Der örtliche Träger erstellt das regionale Sprachförder-
konzept im Einvernehmen mit den übrigen Trägern von Kin-
dertagesstätten in seinem Zuständigkeitsbereich, die sich an
der Erstellung beteiligen wollen. 2Das Sprachförderkonzept muss

1. die Verteilung der besonderen Finanzhilfe auf die einzelnen
Träger von Kindertagesstätten im Zuständigkeitsbereich
des jeweiligen örtlichen Trägers regeln und

2. die Handlungsempfehlungen des Fachministeriums zum
Orientierungsplan für Bildung und Erziehung im Elemen-
tarbereich niedersächsischer Tageseinrichtungen für Kin-
der zu Sprachbildung und Sprachförderung berücksich-
tigen, die im Internet unter www.mk.niedersachsen.de in
der Kategorie „Frühkindliche Bildung“ bereitgestellt sind.

3Kommt das Einvernehmen nicht zustande, so hat der örtliche
Träger das Landesjugendamt zu beteiligen mit dem Ziel, eine
Einigung zu erreichen. 4Gelingt das nicht, so ersetzt die Zu-
stimmung des Landesjugendamtes zu dem Sprachförderkon-
zept das Einvernehmen. 5Das Sprachförderkonzept ist regel-
mäßig fortzuschreiben; die Sätze 1 bis 4 gelten für die Fort-
schreibung entsprechend.

(2) Mit den Mitteln nach § 31 Abs. 2 Satz 3 NKiTaG dürfen
nur Personalausgaben für Kräfte finanziert werden, die die
Anforderungen des § 9 NKiTaG erfüllen.

(3) Mit den Mitteln nach § 31 Abs. 2 Satz 4 NKiTaG dürfen
nur finanziert werden

1. Personalausgaben für Fachberatung durch Kräfte, die ei-
nen pädagogischen Hochschulabschluss und mindestens
zweijährige Berufserfahrung in der Kinder- und Jugend-
hilfe haben, oder durch pädagogische Fachkräfte, die vor
dem 1. August 2018 bereits Fachberatung im Schwerpunkt
Sprache durchgeführt haben, und

2. Qualifizierungsmaßnahmen für Kräfte in Kindertagesstät-
ten, die

a) von einem Bildungsträger durchgeführt werden, der über
das im Auftrag des Fachministeriums vergebene „Güte-
siegel für Qualifizierungsmaßnahmen in der frühkind-
lichen Bildung“ verfügt, und

b) zur Stärkung der Sprachbildungs- und Sprachförderkom-
petenz aller in der Kindertagesstätte tätigen Kräfte ge-
eignet sind sowie Handlungskompetenz für die alltags-
integrierte Sprachbildung und Sprachförderung vermit-
teln.

§ 24

Verfahren für die besondere Finanzhilfe
für Sprachbildung und Sprachförderung

(1) 1Die besondere Finanzhilfe für Sprachbildung und
Sprachförderung wird jeweils für ein Kindergartenjahr ge-
währt. 2Der Antrag muss mit den erforderlichen Angaben bis
zum 31. Oktober des jeweiligen Kindergartenjahres, für das
Kindergartenjahr 2021/2022 bis zum 31. Januar 2022, beim
Landesjugendamt eingegangen sein (Ausschlussfrist). 3Der An-
tragsvordruck wird vom Landesjugendamt unter www.rlsb.de/
themen/fruehkindliche-bildung in der Kategorie „Besondere
Finanzhilfe nach dem NKiTaG — Sprachförderung“ bereitge-
stellt.

(2) 1Das Landesjugendamt leistet, auch wenn ein Antrag auf
besondere Finanzhilfe noch nicht gestellt ist, für die ersten
drei Monate des Kindergartenjahres monatliche Abschlags-
zahlungen in Höhe eines Zwölftels des sich aus § 31 Abs. 2
Satz 1 NKiTaG ergebenden Betrages. 2Das Landesjugendamt
leistet für die sich an die ersten drei Monate des Kindergarten-
jahres anschließenden drei Monate ebenfalls monatliche Ab-

schlagszahlungen in Höhe eines Zwölftels des sich aus § 31
Abs. 2 Satz 1 NKiTaG ergebenden Betrages, wenn der Antrag
auf besondere Finanzhilfe innerhalb der Ausschlussfrist nach
Absatz 1 Satz 2 eingegangen ist.

(3) Innerhalb von zwölf Monaten nach Ablauf des Kinder-
gartenjahres, für das die besondere Finanzhilfe gewährt wor-
den ist, muss der örtliche Träger beim Landesjugendamt eine
Erklärung über die zweckentsprechende Verwendung der
Mittel vorlegen, die Angaben zur prozentualen Verteilung der
Mittel für die Zwecke nach § 23 Abs. 2 und 3 und zur Qualifi-
kation der Kräfte und pädagogischen Fachkräfte nach § 23
Abs. 3 Nr. 1 sowie zu den durchgeführten Qualifizierungs-
maßnahmen nach § 23 Abs. 3 Nr. 2 enthält.

Z w e i t e r  T e i l

Kindertagespflege

§ 25

Grundqualifizierung, Fortbildung 
und Weiterqualifizierung 

von Kindertagespflegepersonen

(1) 1Die Unterrichtsstunden für die Grundqualifikation der
Kindertagespflegepersonen nach § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
NKiTaG dauern 45 Minuten. 2Von den mindestens 160 Unter-
richtsstunden sollen mindestens 105 Unterrichtsstunden der
Vermittlung von grundlegenden Kenntnissen und Fertigkei-
ten in Bezug auf die Förderung der Kinder, die Zusammenar-
beit mit den Erziehungsberechtigten und die Vernetzung im
örtlichen Gemeinwesen dienen. 3In den übrigen Unterrichts-
stunden sollen Kenntnisse und Fertigkeiten in Bezug auf die
fachliche und wirtschaftliche Organisation der Kindertages-
pflege vermittelt werden.

(2) In den Fortbildungen nach § 18 Abs. 2 Sätze 2 und 3
NKiTaG sind Kenntnisse und Fertigkeiten in Bezug auf die in
Absatz 1 genannten Inhalte zu vertiefen.

(3) In der Weiterqualifizierung nach § 35 Abs. 6 Satz 2
NKiTaG sind

1. die curricularen Grundlagen der „Aufbauqualifizierung
Kindertagespflege“ des Fachministeriums,

2. die Inhalte der tätigkeitsbegleitenden Module des „Kompe-
tenzorientierten Qualifizierungshandbuchs Kindertages-
pflege“ (QHB) des Deutschen Jugendinstituts oder

3. die curricularen Grundlagen der „Aufbauqualifizierung Kin-
dertagespflege in Ergänzung zum QHB“ des Fachministeri-
ums

zu vermitteln. 

§ 26

Berechnung der finanziellen Förderung 
nach § 35 Abs. 4 bis 6 NKiTaG

Die finanzielle Förderung nach § 35 Abs. 4 bis 6 NKiTaG
bemisst sich nach der Anzahl der Kindertagespflegepersonen,
die am 1. März des vorausgegangenen Kindergartenjahres im
Zuständigkeitsbereich eines örtlichen Trägers tätig waren und
die Voraussetzungen nach § 34 Abs. 3 Satz 1 NKiTaG erfüllt
haben.

§ 27

Pauschalierte Finanzhilfe 
und weitere finanzielle Förderung

nach § 35 NKiTaG

(1) 1Für die finanzielle Förderung nach § 35 Abs. 3 NKiTaG
ist ab dem Kindergartenjahr 2022/2023 eine jährlich um 1,5 Pro-
zent gegenüber dem jeweiligen Vorjahr erhöhte Jahreswochen-
stundenpauschale zugrunde zu legen. 2Die Jahreswochen-
stundenpauschale wird auf volle Euro abgerundet.
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(2) 1Der Antrag des örtlichen Trägers auf pauschalierte
Finanzhilfe und weitere finanzielle Förderung nach § 35
NKiTaG muss mit den erforderlichen Angaben bis zum Ende
des jeweiligen Kindergartenjahres beim Landesjugendamt ein-
gegangen sein (Ausschlussfrist). 2Der Antragsvordruck wird vom
Landesjugendamt unter www.rlsb.de/themen/fruehkindliche-
bildung in der Kategorie „Förderung der Kindertagespflege“
bereitgestellt. 

(3) 1Ergeben sich nach Erlass des Bewilligungsbescheids
und vor Ende des jeweiligen Kindergartenjahres Änderungen,
die zu einer Erhöhung der pauschalierten Finanzhilfe oder der
weiteren finanziellen Förderung führen können, so darf der
örtliche Träger einmalig einen Änderungsantrag einreichen.
2Für den Änderungsantrag gilt Absatz 2 entsprechend. 3Erge-
ben sich nach Erlass des Bewilligungsbescheids und vor Ende
des jeweiligen Kindergartenjahres Änderungen, die zu einer
Verringerung der gewährten Finanzhilfe führen können, so
hat der örtliche Träger dies dem Landesjugendamt unverzüg-
lich mitzuteilen. 

(4) 1Das Landesjugendamt leistet für das gesamte Kindergar-
tenjahr 2021/2022 monatliche Abschlagszahlungen auf die
pauschalierte Finanzhilfe und die weitere finanzielle Förderung
nach billigem Ermessen. 2Ab dem Kindergartenjahr 2022/
2023 leistet das Landesjugendamt, auch wenn ein Antrag auf
pauschalierte Finanzhilfe und weitere finanzielle Förderung
noch nicht gestellt ist, monatliche Abschlagszahlungen für
die ersten sechs Monate. 3Abschlagszahlungen für die weite-
ren sechs Monate werden nur geleistet, wenn der Antrag auf
pauschalierte Finanzhilfe und weitere finanzielle Förderung
gestellt ist. 4Die Höhe der monatlichen Abschlagszahlungen
beträgt ein Zwölftel der dem örtlichen Träger im vorausgegan-
genen Kindergartenjahr gewährten pauschalierten Finanzhilfe
und weiteren finanziellen Förderung.

D r i t t e r  T e i l

Bedarfsplanung

§ 28

Feststellungen nach § 21 Abs. 1 bis 3 NKiTaG

Die Feststellungen nach § 21 Abs. 1 bis 3 NKiTaG sind jähr-
lich zum 1. Oktober zu treffen. 

§ 29

Mitteilung nach § 21 Abs. 4 NKiTaG

Die festgestellten Daten nach § 28 sind dem Fachministe-
rium ab dem Kindergartenjahr 2022/2023 jährlich bis zum
15. Januar über ein von diesem bereitgestelltes elektronisches
Erfassungsverfahren mitzuteilen.

V i e r t e r  T e i l

Schlussvorschriften

§ 30

Finanzhilfe für Kinderspielkreise

(1) Je Kraft, die als Gruppenleitung in einem Kinderspiel-
kreis nach § 37 Abs. 1 NKiTaG regelmäßig tätig ist, wird eine
pauschalierte Finanzhilfe gewährt, wenn 

1. die Kraft

a) sich als Gruppenleitung für Kinderspielkreise qualifiziert
hat oder

b) pädagogische Kraft im Sinne des § 9 NKiTaG ist oder
als solche eingesetzt wird,

2. für die Gruppe insgesamt mindestens 5 Stunden wöchent-
lich Leitungs- und Verfügungszeit gewährt wird und

3. die Kinder in der Gruppe wöchentlich mindestens 15 Stun-
den am Vormittag gefördert werden.

(2) 1Die Höhe der pauschalierten Finanzhilfe berechnet sich
getrennt für jede Gruppe, in der die Kraft nach Absatz 1 regel-
mäßig tätig ist, nach dem Finanzhilfesatz, der sich nach den
Sätzen 2 bis 6 ergibt, vervielfacht mit der Jahreswochenstun-
denpauschale nach Satz 7 und weiter vervielfacht mit der
Summe aus der Zahl der von der Kraft nach Absatz 1 in der
Kernzeitgruppe regelmäßig zu erbringenden Wochenarbeits-
stunden und der Zahl der tatsächlich regelmäßig gewährten
Stunden Verfügungszeit für die Gruppe während einer Wo-
che. 2Der Finanzhilfesatz für eine Gruppe, der ausschließlich
Kindergartenkinder angehören, beträgt 58 Prozent. 3Der Finanz-
hilfesatz für eine Gruppe, der Krippenkinder und Kindergar-
tenkinder, aber nicht Hortkinder angehören, beträgt 56 Pro-
zent. 4In einer solchen Gruppe erhöht sich der Finanzhilfesatz
um 0,1 Prozentpunkte je Kind, das vor dem 1. März des jewei-
ligen Kindergartenjahres das dritte Lebensjahr vollenden
wird, jedoch auf nicht mehr als 58 Prozent. 5Werden Kinder-
gartenkinder nicht ab dem ersten Tag des Monats, in dem sie
das dritte Lebensjahr vollenden, bis zu ihrer Einschulung bei-
tragsfrei im Sinne des § 22 Abs. 2 Satz 1 NKiTaG gefördert, so
beträgt der Finanzhilfesatz für eine Gruppe abweichend von
den Sätzen 2 bis 4 jedoch nur 20 Prozent. 6Der Finanzhilfesatz
nach Satz 5 erhöht sich um 2,8 Prozentpunkte je Kind, das am
1. März des jeweiligen Kindergartenjahres das dritte Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben wird, jedoch auf nicht mehr
als 56 Prozent. 7Die Jahreswochenstundenpauschale beträgt
für eine pädagogische Fachkraft und für eine Kraft, die als sol-
che eingesetzt werden darf, 1 267 Euro, im Übrigen 1 088 Euro.

(3) § 24 Abs. 7 NKiTaG und § 21 gelten entsprechend.

(4) In Bezug auf die §§ 23 und 24 gelten Kinderspielkreise
als Kindertagesstätten. 

§ 31

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 2021 in
Kraft.

Hannover, den 27. August 2021

Die Niedersächsische Landesregierung

W e i l T o n n e
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V e r o r d n u n g
über die Schlichtungsstelle nach dem

Niedersächsischen Behindertengleichstellungsgesetz 
(SchVO-NBGG)*)

Vom 23. August 2021

Aufgrund des § 9 d Abs. 10 des Niedersächsischen Behin-
dertengleichstellungsgesetzes vom 25. November 2007 (Nds.
GVBl. S. 661), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. Oktober
2018 (Nds. GVBl. S. 217), wird verordnet:

§ 1

Bestellung und Abberufung
der schlichtenden Personen

(1) 1Die schlichtenden Personen der Schlichtungsstelle nach
§ 9 d des Niedersächsischen Behindertengleichstellungsgeset-
zes (NBGG) werden von der oder dem Landesbeauftragten für
Menschen mit Behinderungen auf Vorschlag des Landesbei-
rats für Menschen mit Behinderungen für die Dauer der Wahl-
periode des Niedersächsischen Landtages bestellt. 2Für die
restliche Dauer der 18. Wahlperiode des Niedersächsischen
Landtages werden zwei Personen bestellt. 3Sollte sich im Lauf
der 18. Wahlperiode zeigen, dass die Schlichtungsverfahren
mit zwei Personen nicht zu bewältigen sind, so können bis zu
zwei weitere Personen bestellt werden. 4Je nach Anzahl er-
warteter Schlichtungsverfahren sind ab der 19. Wahlperiode
des Niedersächsischen Landtages zwei bis acht Personen zu
bestellen. 5Sind weniger als acht Personen bestellt worden
und stellt sich im Lauf der Wahlperiode heraus, dass die
Schlichtungsverfahren mit diesen Personen nicht zu bewälti-
gen sind, so können weitere Personen bestellt werden, insge-
samt jedoch höchstens acht Personen. 6Es sollen je zur Hälfte
Frauen und Männer bestellt werden.

(2) 1Zur schlichtenden Person darf nur eine Person bestellt
werden, die in Niedersachsen einen Wohnsitz hat und von
der erwartet wird, dass sie ihre Tätigkeit unabhängig und un-
parteiisch ausübt. 2Nicht bestellt werden darf, wer die Fähig-
keit, öffentliche Ämter zu bekleiden, verloren hat. 3Es soll nur
bestellt werden, wer das 30. Lebensjahr vollendet hat und
über Fähigkeiten und Erfahrungen verfügt, die für die Beile-
gung von Streitigkeiten erforderlich sind. 4Nicht bestellt wer-
den sollen Personen, gegen die ein Strafverfahren anhängig ist.

(3) 1Eine Wiederbestellung ist zulässig. 2Die schlichtenden
Personen bleiben nach Ablauf der Wahlperiode des Nieder-
sächsischen Landtages bis zur Bestellung neuer schlichtender
Personen im Amt. 

(4) 1Die oder der Landesbeauftragte für Menschen mit Be-
hinderungen beruft eine schlichtende Person ab, wenn diese
ihre Abberufung beantragt hat, in Niedersachsen keinen Wohn-
sitz mehr hat, tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass
die schlichtende Person die Tätigkeit nicht unabhängig und
unparteiisch ausüben wird oder die Fähigkeit, öffentliche Äm-
ter zu bekleiden, verloren hat. 2Sie oder er soll eine schlich-
tende Person abberufen, wenn 

1. die schlichtende Person nicht nur vorübergehend an der
Ausübung der Tätigkeit als schlichtende Person gehindert
ist oder 

2. ein anderer wichtiger Grund vorliegt.
3Für die restliche Dauer der Wahlperiode des Niedersächsi-
schen Landtages soll eine Nachfolgerin oder ein Nachfolger un-
verzüglich bestellt werden.

§ 2

Rechtsstellung der schlichtenden Personen,
Entschädigung 

(1) Die schlichtenden Personen sind unabhängig und an
Weisungen nicht gebunden. 

(2) 1Jede schlichtende Person erhält für ihre ehrenamtliche
Tätigkeit vom Land eine Aufwandsentschädigung in Höhe von
100 Euro für jedes von ihr geführte Schlichtungsverfahren.
2Der Anspruch entsteht in dem Monat, in dem die schlichten-
de Person in dem Schlichtungsverfahren erstmals tätig wird.
3Haben die schlichtende Person und ihre Vertreterin oder ihr
Vertreter oder die schlichtende Person und eine Nachfolgerin
oder ein Nachfolger an einem Schlichtungsverfahren mitgewirkt,
so ist die Aufwandsentschädigung angemessen aufzuteilen. 

(3) Das Land trägt die Reisekosten der schlichtenden Perso-
nen nach den für Landesbeamtinnen und Landesbeamte gel-
tenden Rechtsvorschriften sowie die Kosten für Fortbildun-
gen, die für die Tätigkeit in der Schlichtungsstelle erforderlich
und angemessen sind.

(4) Das Land ersetzt einer schlichtenden Person die Sach-
schäden, die durch einen Unfall bei der Ausübung der schlich-
tenden Tätigkeit verursacht worden sind, soweit die schlich-
tende Person den Schaden nicht vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig verursacht hat und von Dritten Ersatz nicht erlangen kann.

(5) 1Die schlichtenden Personen sind zur Verschwiegenheit
über alle Angelegenheiten verpflichtet, die ihnen bei ihrer Tä-
tigkeit bekannt werden. 2Dies gilt auch nach Beendigung der
Tätigkeit in der Schlichtungsstelle. 3§ 4 Satz 3 des Mediations-
gesetzes gilt entsprechend.

§ 3

Geschäftsstelle, Geschäftsordnung, Geschäftsverteilung, 
Befangenheit

(1) 1Die Geschäftsstelle wirkt auf eine zügige Durchführung
des Verfahrens hin und gewährleistet die barrierefreie Kom-
munikation zwischen ihr und den Beteiligten. 2Für die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der Geschäftsstelle gilt § 2 Abs. 5
entsprechend. 

(2) Die Geschäftsstelle erstellt für die Schlichtungsstelle eine
Geschäftsordnung, die der Genehmigung des für Soziales zu-
ständigen Ministeriums (Fachministerium) bedarf. 

(3) 1Die Geschäftsstelle bestimmt für die Dauer der Wahl-
periode, welche schlichtende Person für welche Schlichtungs-
verfahren zuständig ist und welche schlichtenden Personen
sich untereinander vertreten (Geschäftsverteilung). 2Die Ge-
schäftsverteilung soll nur aus wichtigem Grund geändert wer-
den.

(4) 1Die nach der Geschäftsverteilung zuständige schlich-
tende Person darf das Schlichtungsverfahren nicht führen,
wenn ein Grund vorliegt, der geeignet ist, Misstrauen gegen
eine unabhängige oder unparteiische Tätigkeit zu rechtferti-
gen. 2In diesem Fall übergibt die Geschäftsstelle das Verfahren
an die Vertreterin oder den Vertreter. 

§ 4

Einleitung eines Schlichtungsverfahrens

(1) 1Der Antrag auf Einleitung eines Schlichtungsverfahrens
nach § 9 d Abs. 2 oder 3 NBGG muss enthalten: 

1. eine Schilderung des Sachverhalts, aus dem sich ergibt,
dass die Voraussetzungen für einen Antrag nach § 9 d Abs. 2
oder 3 NBGG vorliegen, sowie 

*) Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/
2102 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober
2016 über den barrierefreien Zugang zu den Websites und mobilen
Anwendungen öffentlicher Stellen (ABl. EU Nr. L 327 S. 1).
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2. den Namen und die Anschrift der Antragstellerin oder des
Antragstellers und der öffentlichen Stelle, der ein Verstoß
gegen § 9 a oder 9 b NBGG vorgeworfen wird. 

2Entspricht der Antrag den Anforderungen nach Satz 1, so lei-
tet die Geschäftsstelle ein Schlichtungsverfahren ein. 3Ent-
spricht der Antrag den Anforderungen nach Satz 1 nicht, so
lehnt die Geschäftsstelle die Einleitung eines Schlichtungsver-
fahrens ab; dies teilt sie der Antragstellerin oder dem Antrag-
steller mit einer Begründung mit. 4Ist der Antrag der öffent-
lichen Stelle bereits übermittelt worden, so erhält sie eine Durch-
schrift der Mitteilung nach Satz 3 Halbsatz 2.  

(2) Die Geschäftsstelle stellt auf der Website der Schlich-
tungsstelle (§ 9) einen Antragsvordruck barrierefrei zur Verfü-
gung, der zur Antragstellung genutzt werden kann. 

§ 5

Durchführung des Schlichtungsverfahrens

(1) 1Die öffentliche Stelle kann innerhalb eines Monats nach
Zugang der Abschrift des Schlichtungsantrags (§ 9 d Abs. 4
Satz 2 NBGG) zu dem Antrag Stellung nehmen. 2Die Ge-
schäftsstelle leitet die Stellungnahme der Antragstellerin oder
dem Antragsteller zu und gibt ihr oder ihm Gelegenheit, sich
innerhalb eines Monats nach Zugang dazu zu äußern. 

(2) 1Die schlichtende Person führt das weitere Schlichtungs-
verfahren und trägt dabei insbesondere § 9 d Abs. 1 Satz 3
Nrn. 1 und 3 NBGG Rechnung. 2Sie wirkt auf eine zügige Durch-
führung des Verfahrens hin und gewährleistet die barriere-
freie Kommunikation zwischen ihr und den Beteiligten. 3Das
Schlichtungsverfahren soll schriftlich geführt werden. 4Die
schlichtende Person kann eine mündliche Verhandlung vor-
sehen, die in Hannover stattfinden soll.  

(3) Die schlichtende Person kann die Landesbeauftragte für
Menschen mit Behinderungen oder den Landesbeauftragten
für Menschen mit Behinderungen beteiligen, wenn die Betei-
ligten zustimmen.

(4) Ein Schlichtungsvorschlag (§ 9 d Abs. 7 Satz 2 NBGG) ist
zu begründen. 

(5) Die Geschäftsstelle übermittelt den Beteiligten den Schlich-
tungsvorschlag und fordert diese auf, innerhalb eines Monats
nach Zugang des Vorschlags mitzuteilen, ob der Vorschlag
unverändert oder mit Änderungen angenommen wird.

(6) 1Ist der Schlichtungsvorschlag von den Beteiligten un-
verändert angenommen worden, so teilt die Geschäftsstelle

den Beteiligten unter Bezugnahme auf den nach Absatz 5
übermittelten Schlichtungsvorschlag mit, dass das Schlich-
tungsverfahren beendet ist. 2Ist der Schlichtungsvorschlag
von den Beteiligten mit Änderungen angenommen worden
oder ist auf andere Weise eine Einigung zustande gekommen,
so übermittelt die Geschäftsstelle den Beteiligten den Wort-
laut der Vereinbarung und teilt ihnen mit, dass das Schlich-
tungsverfahren damit beendet ist.

§ 6

Überprüfung durch die zuständige Aufsichtsbehörde

Das Ersuchen nach § 9 d Abs. 9 Satz 3 NBGG soll durch die
Geschäftsstelle nur erfolgen, wenn sie und die schlichtende
Person der Auffassung sind, dass die öffentliche Stelle gegen
die Pflichten nach § 9 a oder 9 b NBGG verstoßen hat.

§ 7

Kostenerstattung

Den Beteiligten werden die Kosten des Verfahrens nicht er-
stattet. 

§ 8

Tätigkeitsbericht
1Die Geschäftsstelle erstellt alle zwei Jahre einen Bericht

über die Tätigkeit der Schlichtungsstelle, der dem Fachminis-
terium über die Landesbeauftragte für Menschen mit Behin-
derungen oder den Landesbeauftragten für Menschen mit Be-
hinderungen bis zum 31. März des Folgejahres zu übersenden
ist. 2Der erste Bericht ist bis zum 31. März 2023 zu übersen-
den.

§ 9

Informationen durch die Schlichtungsstelle

Die Geschäftsstelle unterhält eine Website der Schlichtungs-
stelle, auf der diese Verordnung sowie die Tätigkeitsberichte
nach § 8 veröffentlicht werden.

§ 10

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 23. August 2021

Niedersächsisches Ministerium
für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

B e h r e n s

Ministerin
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